
 

Das Amtsblatt erscheint mindestens einmal wöchentlich und ist bei folgenden Einrichtungen der Stadtverwaltung Ludwigshafen 
am Rhein erhältlich: Bürgerservice, Bismarckstraße 21, mit den Außenstellen Oggersheim, Oppau und Achtmorgenstraße 9, 
sowie in den Büros der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher; darüber hinaus wird das Amtsblatt im Internet auf www.ludwigs-
hafen.de veröffentlicht. 
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Sitzung des Rates für Kriminalitätsverhütung 

Die Mitglieder des Rates für Kriminalitätsverhütung treten am  

Mittwoch, 3. Mai 2023, 14.00 Uhr 

Vortragssaal Volkshochschule,  Bürgerhof, 67059 Ludwigshafen, 

zu einer öffentlichten Sitzung zusammen. 

Krisenschwere Zeiten haben das Potenzial, gesellschaftliche Spannungen weiter zu verschärfen und 

das Misstrauen in die Regierung und ihre Werte, für die sie steht, zu schüren. Hass und Kritik an de-

mokratischen Werten erreicht eine neue Qualität durch verschiedenste Verschwörungs-und antidemo-

kratische Ideologien. Wie wichtig Aufklärung und Interesse an politischer Verantwortung ist, soll in der 

Plenumssitzung verdeutlicht werden. 

T a g e s o r d n u n g 

TOP 1  

Begrüßung  

Beate Steeg, Sozialdezernentin und Georg Litz, Behördenleiter Polizeipräsidium Rheinpfalz  

TOP 2  

Antifeminismus – eine Gefahr für unsere Demokratie? 

Referent: Tobias Ginsburg, Investigativjournalist und Autor des Buches „Die letzten Männer des Wes-

tens“. Interview mit Beatrice Wiesner, Bildungsreferentin, Arbeitskreis gegen menschenverachtendes 

Verhalten. 

TOP 3 

"Komm mit"  

Projekt: Jugendliche begleiten Kommunalpolitiker*innen  

Referentin: Stefanie Deutsch, Kommunales Bildungsbüro, Stadt Neustadt an der Weinstraße 

 

http://www.ludwigshafen.de/buergernah/rathaus/amtsblatt/
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TOP 4 

Perspektive Kriminalprävention 

Ludwigshafen, 26.04.2023 

gez. 

Beate Steeg 

Dezernentin 

 

Bekanntmachung 

Alle Grundstückseigentümer*innen, die im Jagdkataster der Jagdgenossenschaft Oggersheim einge-

tragen sind, werden zur 

Jagdgenossenschaftsversammlung 2023 

am Mittwoch, den 17.05.2023, 20.00 Uhr, in der Gaststätte "Meat Factory", Schillerstr. 46, 67071 Lud-

wigshafen, eingeladen. 

Tagesordnung 

1. Bericht des Vorstandes 

2. Entlastung des Vorstandes 

3. Verwendung des Jagdpachtschillings 

4. Verschiedenes 

Das Jagdkataster liegt vom 02.05. bis 17.05.2023 bei  

Herrn Dieter König, Tel. 06237 / 6391, Sülzerhof, in 67071 Ludwigshafen-Ruchheim,  

nach telefonischer Anmeldung zur Einsichtnahme aus. Die Jagdgenossen und Jagdgenossinnen wer-

den aufgefordert, dort eventuelle Besitzänderungen unter Vorlage der entsprechenden Urkunde inner-

halb der o.g. Auslegungsfrist geltend zu machen. Das Kataster gilt mit Ablauf der Frist als festgelegt, 

wenn bis dahin keine Einsprüche erhoben worden sind. 

gez. 

Der Jagdvorstand 

  



 

 

Bebauungsplan liegt aus; 

Bebauungsplan Nr. 583c "Ludwig-Reichling-Straße – Änderung 1" 

Stadtteil: Mundenheim 

Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 12.12.2022 beschlossen, den 

Bebauungsplan Nr. 583c "Ludwig-Reichling-Straße – Änderung 1" aufzustellen. 

Ziel und Zweck der Planung 

Es ist vorgesehen, die Art der baulichen Nutzung dahingehend zu ändern, dass anstelle eines Sonder-

gebietes ein eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt wird. Ziel ist dabei, den Charakter des Gebie-

tes der Technologiemeile insgesamt als innovativen, von hochwertiger Büroarchitektur geprägten 

Standort zu erhalten. Die künftigen Regelungen sollen sich an der bisherigen Systematik und Zonierung 

des Bebauungsplanes und seiner Zielsetzungen in Bezug auf die zulässigen Nutzungen orientieren. 

Plangebiet 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der gestrichelten Linie im beigefügten La-

geplan und wird begrenzt: 

im Norden: durch das Gelände der Hochschule Ludwigshafen (Flurstücke 3822 und 3820 der 

  Gemarkung Mundenheim) 

im Osten: durch die Ludwig-Reichling-Straße 

im Süden: durch den Donnersbergweg und den öffentlichen Verbindungsweg zwischen  

  Donnersbergweg und Bruchwiesenstraße 

im Westen: durch die Bruchwiesenstraße 

Die Fläche des Plangebietes beträgt ca. 18.000 m². 

Offenlagezeitraum und weitere Angabe" 

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 583c "Ludwig-Reichling-Straße – Änderung 1“ mit seiner Be-

gründung, den textlichen Festsetzungen einschließlich der bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-

lungnahmen liegt während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 8:30 Uhr bis 16:00 Uhr und 

freitags von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr) in der Zeit vom 

4. Mai 2023 bis einschließlich 5. Juni 2023 

bei der Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halbergstraße 1, 67061 Ludwigshafen, im Fo-

yer im Erdgeschoss, zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

Der Inhalt der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB kann im Internet unter www.ludwigsha-

fen.de über den Pfad: Bürgernah / Rathaus / Amtsblatt eingesehen werden. 

Die ausgelegten Unterlagen sind für die Dauer der Auslegung auch im Internet einsehbar unter 

www.ludwigshafen.de über den Pfad: Nachhaltig / Planen, Bauen, Wohnen / Bauleitplanung / Öffent-

lichkeitsbeteiligung. 

Gemäß § 3 Abs. 2 S.2, 2. HS in Verbindung mit § 4a Abs. 6 BauGB wird darauf hingewiesen, dass 

Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 

abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben 

können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt 

für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

  



 

 

Das Bebauungsplanverfahren dient der Innenentwicklung und wird gemäß § 13a BauGB in Verbindung 

mit § 13 BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Ver-

bindung mit § 13 Abs. 2 + 3 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von der Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB sowie der Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2 a 

BauGB abgesehen wird. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 3 BauGB in Verbindung mit 

Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen Datenschutz-

gesetz. Wird eine Stellungnahme ohne Absenderangaben abgegeben, erfolgt keine Mitteilung über das 

Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen sind dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhe-

bung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO) zu entneh-

men, welches im Rahmen der Offenlage ausliegt oder können auf der Internetseite der Stadt Ludwigs-

hafen am Rhein nachgelesen werden (unter www.ludwigshafen.de / Nachhaltig / Planen, Bauen, Woh-

nen / Bauleitplanung / Datenschutz in der Bauleitplanung). 

Ludwigshafen am Rhein, den 17.04.223 

gez. 

Alexander Thewalt 

Beigeordneter 

Geltungsbereich: 

 

 

 

  



 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 18.02.2022 zur wesentlichen Änderung der Ammoniak-Fabrik. 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Nachrüstungen  

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bauten W 112, W 115, Anlagen-Nr. 21.07, Gemarkung Oppau, Flurst.Nr 4003/37.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.04.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Schwarz 

Beigeordneter 

  



 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 10.03.2022 zur wesentlichen Änderung der Sokalan-Fabrik Süd. 

Vorhaben: Nutzungserweiterung des Peroxidraums zur Lagerung von Initiatoren 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau F 515, Anlagen-Nr. 14.05, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2608/53.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.04.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Schwarz 

Beigeordneter 

  



 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 17.03.2022 zur wesentlichen Änderung der Melamin-Fabrik. 

Vorhaben: Änderung in der Melamin-Produktion: Stilllegung Straße 1 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bauten U 001, U 010, U 024, U 028, Anlagen-Nr. 22.01, Gemarkung Oppau, Flurst.Nr 

4003/37.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.04.2023  

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Schwarz 

Beigeordneter 

  



 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 16.03.2022 zur wesentlichen Änderung der Harnstoff-Fabrik. 

Vorhaben: Änderung der Restgasverwertung aus der Harnstoffsynthese. 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau U 063, U 065, U 066, U 067, U 068, Anlagen-Nr. 22.02, Gemarkung Oppau, Flurst.Nr 

4003/37.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.04.2023 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Schwarz 

Beigeordneter 

 

 



 

 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-

ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 

Rhein-Neckar angeschlossen. 

 

 

http://www.auftragsboerse.de/

